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^hgjSieg in Berlin 

Saarbrücken: 
Koalition hat ihre 
Bewährungsprobe 
^standen 
den Wahl98"9 der Landta9swanl an der Saar> 
Und den h " ZUm Ber,mer Abgeordnetenhaus 
der port .ss|schen Kommunalwahlen erklärte 
Kohi a"?,Vorslt2ende, Bundeskanzler Helmut 
der Sjt,  

einer Pressekonferenz in Bonn nach 
Vorsta^

n9 des Präsidiums und des Bundes- 
D'e Wahl 
Fahrun 6n 3m 1°" Marz waren Zwischenwahlen. Die 
'en für H^en Seit 1949 beweisen, daß Zwischenwän- 
de^'G 9'erun9sparteien, die in Bonn regieren, 
teiv°rstaeSH°nders scnwieri9 waren. Wir haben im Par- 
irTirner u . eine senr offene Analyse vorgenommen, 
n°cri Se^ er der Voraussetzung, daß wir die Details 
^as tats" ?enau nachprüfen müssen. So müssen wir 
Weil man 'Che Jun9wählerverhalten untersuchen, 
ne seriös

aüS den Einzelauszählungen jetzt nocn kei" 
Irn Vß     en Schlüsse ziehen kann. 
^utlic9, e'cJ tischen dem Saarland und Berlin ist 
drifts       der wjrtscna*tliche Aufschwung und die 
Wurden ^artun9en sehr unterschiedlich beurteilt 

n Berlin konnten wir unsere Politik überzeu- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

gend darlegen. Im Saarland, wo wir unge- 
wöhnlich schwierige regionale und struk- 
turelle Verhältnisse aus der Vergangenheit 
haben, ist uns dies nicht gelungen. 

In die Offensive gehen 

Wir werden aus diesem Grunde in den 
nächsten Monaten auf diesem Gebiet hart 
und offensiv arbeiten müssen, um die Not- 
wendigkeit der Stabilitätspolitik als Vor- 
aussetzung für den Wiederaufstieg unse- 
rer Wirtschaft noch deutlicher zu machen 
und den Zusammenhang zwischen einer 
Wiederbelebung unserer Wirtschaft und 
dem Stopp und Abbau der Arbeitslosig- 
keit stärker ins Bewußtsein zu bringen. 
Die notwendigen Opfer, die wir unseren 
Bürgern aufgrund der vorgefundenen Erb- 
last der Vorgängerregierung zumuten 
mußten, konnten in einigen Bereichen 
noch nicht hinreichend erklärt werden, 
wurden dementsprechend auch nicht voll- 
ständig begriffen und schon gar nicht ak- 
zeptiert. 

Für die Situation der Parteien in der Bun- 
desrepublik Deutschland ergeben sich 
aus den Wahlergebnissen eine Reihe sehr 
wichtiger Perspektiven. So wird es z.B. 
von größtem Interesse sein, welche Kon- 
sequenzen die Sozialdemokratische Partei 

aus dem Wahlerfolg von Oskar Lafontaine 
ziehen wird. Sein Kurs, der ja ein klar 
linksorientierter Kurs innerhalb der SPD 
ist, hat natürlich Bedeutung für die Ent- 
wicklung der SPD in Bonn. Es ist Oskar 

Lafontaine gelungen, mit seiner Politik die 
GRÜNEN im Saarland auf ein Minimum 
von Stimmen herunterzudrücken, in einer 

Größenordnung, mit der in dieser Weise 
vorher niemand rechnete. Das hat sicher- 
lich Bedeutung für die ursprüngliche Kon- 
zeption, die Willy Brandt nach einer Land- 

tagswahl vor einiger Zeit einmal entwich 

hatte. 

Hier ergeben sich vor allem wichtige "^ 
spektiven für die Wahl in Nordrhe in-W^ 

et- 
falen. Wir gehen davon aus, daß das 
gebnis dieser Landtagswahl noch o"e 

geworden ist.  Die Frage, ob im ne . 
Landtag in Düsseldorf vier oder drei r 
tionen vertreten sein werden, wird fur    . 
Ausgang der Wahl und für die Beurteil 
der zukünftigen Entwicklung in Nordrn 
Westfalen  von  größter  Bedeutung s* 
Die Wahlen am 10. März haben auch dj 
lieh gezeigt, daß sich die FDP konsokd'^ 

hat, ganz gewiß auch mit Stimmen, d<e 

dem Lager der CDU gekommen sind- 
gilt für Berlin, das gilt auch für das b ^ 
land. Aber ungeachtet dieser Stimmen ^ 

die ich ausdrücklich erwähnen m°c'1l/0n- 
ist es sicherlich richtig, daß sich der     . 
solidierungsprozeß  der  FDP fortges 
hat. Ich persönlich gehe fest davoni    . 

daß die FDP dem neuen Landtag in 

rhein-Westfalen angehören wird. 

aus- 

Alle Kraft für NRW 
riß5 

Wir   hatten   ein   sehr   unterschied)) .^j 

Wählerverhalten im Blick auf die GPU ^ 
und Alternativen. Aber ich glaube.    ^ 
auch die Erwartungen der Alternate    j 
Berlin nicht in Erfüllung gegangen      . 
Übrigens auch nicht die Prognosen,      Q. 

in diesem Zusammenhang gab. D'e  ^e 

gnosen für die Alternativen gingen    . 
von einem besseren Ergebnis aus-     ( 

ches gilt für die GRÜNEN an der      { 

Auch die Prognosen für sie lagen 
als ihr tatsächliches Abschneiden. 

Für die CDU ist jetzt von großer 0e ^ 
tung, daß wir unsere ganze Kraft " ^ 
das heißt auch: mit einem sehr P®r._ ji 

für die 
chen Einsatz aller in der Partei - gp. 
Wahl in Nordrhein-Westfalen einS^enSiV 
Wir werden  diesen Wahlkampf ofT 
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ijeingr Geißler: 

Die CDU wird ihre Position 
als Volkspartei verdeutlichen 
und ausbauen 

16 Wahl zum 11. Berliner Abgeordnetenhaus erbrachte eine eindrucksvolle Be- 
rgung  der vom   Regierenden   Bürgermeister  Eberhard  Diepgen  geführten 
DU/FDP-Koalition. Sowohl die Berlinwahl wie auch die Landtagswahl im Saar- 
nc' sind kein Test für die Bundestagswahl, weil sie erstens zu unterschiedlich 
Usgefallen sind und zweitens spezifisch regionale Gründe für den Wahlausgang 
0r> Bedeutung waren. Im Saarland hat wohl ohne Zweifel im Unterschied zur 
undessituation eine ausgeprägte pessimistische Einschätzung der wirtschaftli- 
en Entwicklung und der Arbeitslosigkeit eine Rolle gespielt. 

w'schen der CDU und der FDP kam es bei beiden Wahlen zu einem Stimmen- 
stausch, der es notwendig macht, in Zukunft gemeinsam Stimmen über das jet- 

lge Wählerpotential zu gewinnen. 

Ehrungen früherer Legislaturperioden zeigen, daß bei  Landtagswahlen zur 
°zeit der Legislaturperiode die Regierungspartei in Bonn gewisse Einbußen 

ei den Wählern hinnehmen muß. 
r die CDU ist dieses Wahlergebnis Anlaß, alle Anstrengungen zu unternehmen, 

Cl"M tion als Volkspartei zu verdeutlichen und auszubauen. Die Politik der 
u in Berlin war gekennzeichnet durch die Förderung eines modernen techno- 

gisch orientierten wirtschaftlichen Wachstums, einer Politik der sozialen Inte- 

r     JPn Ur)d der sozialen Gerechtigkeit und der Sicherung des äußeren und inne- 
Friedens. Insofern kann die Wahl Berlins für die Zukunft der Union Modell und 

sPektive sein. Dies gilt im übrigen auch für Frankfurt. 

Wa h ntrum der politischen Arbeit der CDU werden auch in Zukunft Wirtschafts- 
de  p,Stum und Bewältigung der Arbeitslosigkeit, die Umweltpolitik, die Sicherung 

nenten und die Gleichberechtigung der Frau stehen. 

entsch' Und Wir recnnen uns für die Wahl" 
Ölick eidun9 eine gute Chance aus. Im 
daß m

aUf das Jahr 1987 möchte ich sagen, 
Wahl 'Ch 9erade die Details der gestrigen 
siCrier

ntscheidung in meinem Urteil ganz 
C$u ^macrien, daß die Koalition aus FDP, 

ce hat
nd CDU 1987 eine senr gute Chan- 

lers 2U 
6rneut die Bestätigung des Wäh- 

Arbejt e alten- Wir werden unsere ganze 
auch auf dieses Ziel konzentrieren. 

Im Jahre 1986 haben wir noch einmal drei 

Landtagswahlen. Das wird im Frühjahr die 
Wahl in Niedersachsen sein, im Herbst die 
Wahlen in Bayern und in Hamburg. Wir 
müssen jetzt schon in unserer mittelfristi- 
gen politischen Planung diese Termine im 
Blick auf die Entscheidung vormerken, die 
dann vermutlich am 3. Februarsonntag 
1987 bei den Bundestagswahlen zu treffen 

ist. 
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WAHLEN 

Berlin: Bei den Erststimmen 
über 50 Prozent für die CDU 
Der Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Eberhard Diepgen, stellte auf 
der Pressekonferenz fest: 

In Berlin ist es nach einem intensiven 
Wahlkampf mit Unterstützung des Bun- 

deskanzlers, von Mitgliedern der Bundes- 
regierung und aus vielen Landesverbän- 
den der Union gelungen, das beste Wahl- 
ergebnis für Berlin im Grunde zu errei- 
chen. Das beste Wahlergebnis, darunter 
verstehe ich eine Stärkung der bürgerna- 
hen Koalition im Abgeordnetenhaus in ei- 
ner bemerkenswerten Weise. 

Alle haben bis vor kurzem damit gerech- 
net, daß es in Berlin ein Kopf-an-Kopf- 
Rennen zwischen Opposition und Koali- 
tion gibt. Tatsache ist, daß jetzt im Berli- 
ner Abgeordnetenhaus die Koalition mit 
55 Prozent eine sehr tragfähige Mehrheit 
hat, während die Opposition, und zwar 
SPD und Alternative Liste zusammen, nur 
auf 43 Prozent gekommen sind. Das ist 
das wirklich Bemerkenswerte an diesem 
Wahlergebnis, und es zeigt, daß eine gute 
Ausgangsposition für die Bewältigung der 
Probleme der Stadt damit gegeben ist. 
Probleme der Stadt, die nach wie vor im 
Bereich des Arbeitsmarktes, des Umwelt- 
schutzes liegen. 

Aber wir können vor dem Hintergrund die- 
ses Wahlergebnisses, das eine Bestäti- 
gung der kontinuierlichen Arbeit der letz- 
ten vier Jahre ist, an diese Aufgaben wei- 
ter herangehen, und dazu rechne ich — 
ich wiederhole das noch einmal — die An- 
strengung von Berlin aus zum Bereich der 

Deutschlandpolitik,  der Fortsetzung 
deutsch-deutschen Dialoges, die Anstr 

gungen auf dem Bereich der Wirtscha 
politik, des Arbeitsmarktes, des UmW 
Schutzes und der Stadtgestaltung. m ^ 
lin haben allerdings nicht nur Wahlen t 
Abgeordnetenhaus   stattgefunden, 
dem,  wenn  man  eine  Gewichtung     n 

nimmt, kann man von drei verschiede 
Wahlgängen sprechen. 

Im Bereich der sogenannten Erststim     . 
also den Direktkandidaten, konnte die 
on ein Ergebnis von über 50 Prozent e 
chen. Wir haben von den 71 Wählte 
69 gewinnen können und dabei beisP 
weise alle Wahlkreise in so tradition 
sozialdemokratischen Gebieten wie   ^ 
ehemals roten Wedding, der jetzt v°n js 
Situation  des  Abgeordnetenhauses     t 
voll von Vertretern der Union  bes     (, 
wird. Ich finde, das ist ein bemerken5    r 

tes Ergebnis, über das ich mich aucn ^ 
freue und was eines deutlich mach • ^, 
es der Union in Berlin gelungen "s • 0 
fach weil sie mit ihrer WirtschaftsP , jn 

Zukunftsperspektiven gegeben hat,        . 
den Bereich der Arbeitnehmer und in' 

gen und hier viele Stimmen zu geW     n. 
sondere der Facharbeiterschaft einz     n 

3winr 

insbesondere von den Sozialdemokr 

caucf 
Wir haben in Berlin darüber hinaus 
Wahlen zu den Bezirksverordnete , 
Sammlungen, das heißt letztlich *° $ 
nalwahlen, gehabt. Wir haben in Be ^ 
Bezirke, 10 Bezirke werden weiterhi ^, 
rend von der Union bestimmt, we^0|jtß 
lungen ist,  in  7  Bezirken eine 

abso' 
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! WAHLEN 

£n der Saar: 
°e»" Koalition fehlten 14000 Stimmen 
Werna2ändischeMinisterPräsldent 

«ekonfefeyer erk,ärte auf der Pres" 

Vy ,haben gestern eine schwere Wahl- 
*U rütt'i 6rlage erlitten- Da gibt's nichts 
beScr)ö

e,n und zu deuteln, auch nichts zu 
Ver|u 

n'?en- wir haben insgesamt einen 
?ent N ehmen müssen von 6,7 Pro- 
bte a

U
f

n 9eht sicherlich ein Teil der Ver- 
ier FDp die zusätzlichen Stimmen, die 

vie|e cnn e96ben worden sind- Es haben 

klart HÜ  Wähler vor der Wahl schon er- lart-daß Won sie der FDP ihre Stimmen geben U|len »He oiiiimicii yeuen 
f>r<wU,T die FDP sicher über die Fönf- 
aL  

cer>t-HürHo   -,..    i»_:      •_•_    ._.,. ^ber für
rde 2U bringen. Ich halte es 

ren nh „müßi9. jetzt darüber zu diskutie- 

'esen 

\ ob  """"»• jexzT aaruoer zu diskutie- 
re*-   es drei oder vier Prozentpunkte 
% r,oh 

se,n mögen. Das allein erklärt 
6indeutj 

n Verlust nicht. Wir haben ganz 
sen du

9 auch Verluste hinnehmen müs- 
^SprJ"      St'mmenverluste   gegenüber 

Wir ke ' 
^inu

nnen d'e strukturellen  Probleme, 
^nserem Land bestehen. Sie haben 

nacr< Bremen die zweithöchste Ar- 

k6n Wählt habft* _"kampf weitgehend bestimmt. Wir 

beitslosigkeit in einem Bundesland, und 
wir werden auch künftig mit schwierigen 
strukturellen Fragen zu tun haben. Es ist 
uns ganz offensichtlich nicht gelungen, 
die Leistungen der CDU und der Bundes- 
und Landesregierung für die Erhaltung, für 
den Fortbestand von Arbed-Saar-Stahl 
der Bevölkerung richtig zu verdeutlichen, 
denn damit sind ja nicht nur die Arbeits- 
plätze der Arbed-Saar-Stahl gesichert 
worden, sondern Zehntausende von Indu- 
striearbeitsplätzen auch in anderen Berei- 
chen. 

Der SPD-Landesvorsitzende hat den 
Stahlarbeitern erklärt, im Falle eines SPD- 
Wahlsieges werde man Arbed-Saar-Stahl 
verstaatlichen, und er hat damit sugge- 
riert, daß damit auch die derzeitige Zahl 
von Arbeitsplätzen voll erhalten bleibe. Er 
hat außerdem den Stahlarbeitern Sozial- 
pläne versprochen mit einer monatlichen 
Netto-Einkommensabsicherung von 90 
Prozent und ganz offensichtlich hat dies 
eine Rolle gespielt und vor allem Stahlar- 
beiter in größerer Zahl auf die Seite der 
SPD zusätzlich gezogen. 

Im Bergbau sehe ich die Situation etwas 

'neit   • 
farTlrnlun 'n den  Bezirksverordnetenver 
k\\ 9en zu erreichen und dort eben- es jn D° ' *u erreichen und dort eben- 
Hejtne|f2lrken- die eigentlich traditionell 
Sköiir, mert)ezirke sind, wie der Bezirk 
Nn w' der Qrößte Bezirk des Landes 
. jt QPu,i° dle Union erstmals eine Mehr- 
'<* bin    n6n konnte- 
^bei h 

ub^r d'eses Ergebnis sehr froh. 
^Uf hi        Ko"ege Zeyer eben schon L. " 

nir>gewie sen, daß es bei diesem 

Wahlergebnis auch eine Wanderungsbe- 
wegung gegeben hat innerhalb der Koali- 
tion. Ich will hier festhalten, daß offen- 
sichtlich die Union in Berlin stärker als das 
Zweitstimmen-Ergebnis ist. An Erststim- 
men und an den Bezirksverordneten-Er- 
gebnissen wird deutlich, daß hier eine Be- 
wegung noch hin zum Koalitionspartner 
stattgefunden hat, aber insgesamt ist da- 
durch die Koalition stärker geworden.     • 
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WAHLEN 

Hessen: In Frankfurt errang die CDU 
erneut die absolute Mehrheit 
„Wir haben zum Teil bittere Stim- 
meneinbußen erlitten", räumte der 
hessische CDU-Landesvorsitzende, 
Oberbürgermeister Dr. Walter Wail- 
mann, am Tage nach der hessischen 
Kommunalwahl vor dem Landesvor- 
stand seiner Partei ein. Als Oberbür- 
germeister von Frankfurt sei er dank- 
bar über das gute Wahlergebnis, 
nicht aber als Landesvorsitzender. 

Es darf nach Ansicht von Dr. Wallmann 
aber nicht vergessen werden, daß die 

Kommunalwahlen zu einem Zeitpunkt 
stattgefunden hätten, wo in Bonn gerade 
Halbzeit sei, und die Bundesregierung ha- 
be eine schwierige Erblast übernommen. 
Sie sei dabei, den Karren aus dem Dreck 
zu ziehen. Trotz allem sei bei manchen 
Bürgern Unzufriedenheit aufgekommen, 
so daß darauf die Verluste der CDU im we- 
sentlichen zurückzuführen seien. 

Wallmann warf der SPD vor, eine hem- 
mungslose Agitation betrieben zu haben. 
Sie habe zum Teil eindeutige Unwahrhei- 

ten verbreitet. Der Landesvorsitzende ^ 
kräftigte vor dem Vorstand, daß es °^. 
wie vor eine staatspolitische Notwef 
keit sei, ein rotgrünes Bündnis in Hes ^ 
zu verhindern. „So wie die Dinge sin • 
eine   SPD/CDU-Regierung   im   lnter die 

des Landes dringend geboten." Abe ^ 
SPD habe wohl  keinerlei  Neigung- -0. 
CDU-Angebot ernsthaft zu prüfen, v* 
litik der Bundesregierung gebe es K    p(j 
lei Alternative. Wallmann rief absch"   pe. 
seine Partei zur Geschlossenheit au - 
signation sei fehl am Platz. 

cbl ^ Entsprechend kommentiert die r* 
13. März 1985: ^ 
Obwohl Wallmann die Bundesreg' ^ 
verteidigte und auf sein eigenes gut e\gl 
schneiden als Gegenbeweis verwies ^ 
die Analyse, daß die Wähler in Fra ^ß- 
ihre Stimmen bedacht zu verteile" ^ 
ten: Wallmann blieb mit 49,5 ProZe ^ 
Stimmen knapp unter der absolute" ^ 
menmehrheit; doch die CDU verlor ^ 
gleichzeitig gewählten Ortsbeiräte 
Stadtteile erheblich mehr Stimmen 

anders, aber alles in allem ist es uns nicht 
gelungen, die notwendige Zahl von Arbei- 
terstimmen aus dem Bereich des früheren 
Potentials der SPD zu gewinnen. Ich will 
nur auf die Zahl noch einmal hinweisen: 
CDU und FDP haben an der Saar rund 
14000 Stimmen weniger als die SPD, aber 
das macht auch deutlich, daß selbst bei 
einer Aufaddition es eben nicht gereicht 
hat, so daß es — ich sage es noch einmal 
— müßig ist, zu diskutieren, wieviel Pro- 

zentpunkte der CDU an die FDP ^^ 
gegangen sind. Andererseits ist" gpP 
stimmenmäßig der Vorsprung de ^ 
auch nicht so sehr groß. Jedenfa^atsver' 
so, wie er sich derzeit in der Man 
teilung auswirkt. gpp ge' 
Eine letzte Bemerkung: Es ist der e,i, 
lungen, die GRÜNEN zurückzuge ^ 
und diese Rückbewegung von de zu 
NEN zur SPD hat bei der SPD P° $ 
Buche geschlagen. 

,1 
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Wahlen 
zum Berliner Abgeordnetenhaus 
und zum Saarländischen Landtag sowie 
Kommunalwahlen in Hessen am 10. März 1985 
"*" Vorläufige amtliche Endergebnisse — 

Die Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus 

! erec^te 
Beteiligung 
Gu|tige Stimmen 

Abgeordnetenhaus 1985 Abgeordnetenhaus 1981 

1507303 
1260407 
1245015 

(83,6) 
1514642 
1 291 842 
1262166 

(85,3) 

Stimmen*) % Sitze**] Stimmen*] % Sitze**) 

577810 46,4 69 (69) 605265 48,0 65 (58) 
402987 32,4 48 (2) 483778 38,3 51 (17) 
105198 8,4 12 70529 5,6 7 
132456 10,6 15 90653 7,2 9 

7713 0,6 8176 0,6 — 
15866 1,3 

1416 0,1 
1406 0,1 

163 0,0 

in Klammern: Zahl der Direktmandate .."^stimmen   _ 
Jungen: 
SEW ~ *"emative Liste — Für Demokratie und Umweltschutz 
DA    __ sozialistische Einheitspartei West-Berlin 

uemokratische Alternative 

LD     =  Liberale Demokraten 
SVD   =  Soziale Volkspartei Deutschlands 
ÖDP =  Ökologisch-Demokratische Partei 

^rgebnisse in den Wahlkreisverbänden 
We|tstimmen-Ergebnisse 1981 in Klammern) 

ffi"*" Spandau Steglitz 

SPD 46,8 % (43,6 %) CDU 43,9 % (45,3 %) CDU 48,4 % (52,1 %) 
FDP 33,5 % (38,8 %) SPD 39,8 % (44,1 %) SPD 28,2 % (33,3 %) 
AL -% ( 5,1 %) FDP 8,3 % ( 5,6%) FDP 11,2 % ( 6,7%) 

SEW 16,8% (11,1%) AL 6,2 % ( 4,2%) AL 10,1 % ( 6,8%) 
0,9 % (  1,0%) SEW 0,4 % ( 0,4%) SEW 0,6 % ( 0,6%) 

S> Wilmersdorf Tempelhof 

SPD 43,5 % (43,1 %) CDU 46,3 % (51,3%) CDU 50,3 % (51,9%) 
FDP 39,2 % (44,4 %) SPD 26,9 % (32,3 %) SPD 31,6 % (36,8 %) 
AL 4,6 % ( 4,6%) FDP 12,2% ( 6,6%) FDP 9,7 % ( 6,0%) 
SEW 9,9 % ( 6,8%) AL 12,8% ( 8,8%) AL 6,4 % ( 4,8%) 

0,8 % ( 0,9%) SEW 0,5 % ( 0,6%) SEW 0,4 % ( 0,5%) 
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Kreuzberg Zehlendorf Neukölln 
CDU            37,8 % (40,3 %) CDU 49,3 % (55,7 %) CDU 48,7 % 

SPD            31,0% (38,9 %) SPD 23,3 % (29,8 %) SPD 34,8 % 

FDP              4,4 % ( 4,5%) FDP 15,0 % ( 6,2%) FDP 6,0 % 

AL               24,8 % (14,8%) AL 10,9 % ( 7,6%) AL 8,2 % 

SEW              1,2% ( 1,2%) SEW 0,3 % ( 0,3%) SEW 0,7 % 

Charlottenburg Schöneberg Reinickendorf 
CDU           45,3 % (47,8 %) CDU 41,8% (44,2 %) CDU 48,3 % 

SPD            29,5 % (35,9 %) SPD 29,2 % (36,2 %) SPD 34,4 % 

FDP              5,3 % ( 5,8%) FDP 7,8 % ( 6,2%) FDP 9,1 % 

AL               14,1 % ( 9,6%) AL 18,8 % (12,1 %) AL 9,5 % 

SEW             0,6 % ( 0,6%) SEW 0,8 % ( 0,8%) SEW 0,5 % 

(46,3 

<43'1 ( 4,2( 

5,6( 

0,8' 

39 5%) 

0,6 °*> 

Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen 
1985 1981 1985 19t 

-z-lflt 

%    Mandate %    Mandate %    Mandate %    Man^. 

Tiergarten Zehlendorf 
26 
12 CDU 45,9 22 43,1 21 CDU 54,4 27 52,9 

SPD 33,0 15 38,0 18 SPD 21,3 10 25,8 

FDP — — 4,6 — FDP 4,8 — 4,6 3 
AL 18,4 8 12,6 6 AL 

WUB*) 
9,0 
9,3 

4 
4 

6,7 
9,3 

4 

Wedding 
CDU 
SPD 
FDP 
AL 

41,5 
43,6 

2,6 
9,9 

20 
21 

4 

42,7 
44,6 

3,8 
7,4 

21 
21 

3 

Schöneberg 
CDU 
SPD 
FDP 
AL 

43,5 
29,5 

4,2 
19,4 

22 
14 

9 

44,0 
35,0 

5,1 
14,2 

21 
16 

2 
6 

Kreuzberg Steglitz 
24 
15 CDU 38,5 18 40,0 19 CDU 51,8 25 51,3 

SPD 30,9 15 38,3 19 SPD 28,7 13 32,3 2 
FDP 2,5 — 3,8 — FDP 5,4 2 6,2 A 
AL 25,5 12 16,0 7 AL 11,9 5 8,5 

Charlottenburg 

CDU 
SPD 

47,8 
30,4 

23 
15 

47,5 
35,5 

23 
17 

Tempelhof 
CDU 
SPD 
FDP 

53,7 
32,1 

4,5 

26 
16 

51,8 
36,8 
4,7 

25 
18 

"2 
FDP 
AL 

4,4 
14,8 7 

4,7 
10,9 5 AL 7,5 3 5,5 

Neukölln 22 
Spandau CDU 48,2 24 45,8 20 
CDU 42,5 21 44,0 22 SPD 36,2 17 41,8 

SPD 46,1 22 45,2 23 FDP 3,6 — 4,1 3 
FDP 3,6 — 4,5 — AL 9,2 4 6,8 

AL 5,9 2 5,0 — Reinickendorf 24 
CDU 50,1 24 48,3 

21 Wilmersdorf SPD 36,7 18 41,0 
CDU 50,9 25 50,6 24 FDP 4,0 4,4 
SPD 
FDP 
AL 

26,9 
5,5 

14,6 

13 
2 

31,3 
5,7 

14 
2 AL 6,4 3 4,9 

7 1l!o 5 •) Wählergemeinschaft Unabhängiger Bürger 
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Ergebnisse der Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
seit 1950 
Partei 

CDlT 
SPD 
FDP 
SEW 
AL 

1950    1954    1958    1963    1967    1971    1975    1979    1981    1985 

24,6 30,4 37,7 28,8 32,9 38,2 43,9 44,4 48,0 46,4 
44,7 44,6 52,6 61,9 56,9 50,4 42,6 42,7 38,3 32,4 
23,0 12,8 3,8 7,9 7,1 8,5 7,1 8,1 5,6 8,4 

— 2,7 1,9 1,4 2,0 2,3 1,8 1,1 
3,7 

0,6 
7,2 

0,6 
10,6 

Sitzverteilung im Abgeordnetenhaus seit 1950 
fwtei 

CDU- 

SPD 
FDP 
AL 

1950 1954 1958 1963 1967 1971 1975 1979 1981 1985 

34   44   55   41   47   54   69   63 65 69 
61   64   78   89   81   73   67   61 51 48 
32   19   —   10    9   11   11   11 7 12 
_____--_ 9 15 

127      127      133      140      137      138      147      135 132 144 

"""""""""lllllllllllllllllllllllllllll MIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIHIMIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII MUH IIIIIIIIIHIII 

°ie Wahl zum Saarländischen Landtag 
Landtag 1985 
Anzahl        % 

Landtag 1980 Bundestag 1983*) 
Anzahl        % Anzahl        % 

Europa 1984 
Anzahl        % 

^Ibeteiiigung 844035 826219 841 073 843657 
717463  (85,0) 702466 (85,0) 761 886 (90,6) 661 331 (78,4) 
704872 694745 752188 634983 

SPD 262964  (37,3) 305584 (44,0) 336999 (44,8) 270435 (42,6) 
FDP 346575 (49,2) 315432 (45,4) 329436 (43,8) 276648 (43,6) 

GRÜNE 70716  (10,0) 47977 (6,9) 44934 (6,0) 24687 (3,9) 
&Kl> 17625    (2,5) 19945 (2,9) 35787 (4,8) 41806 (6,6) 
NPD 2334    (0,3) 3703 (0,5) 2471 (0,3) — — 

4658    (0,7) — — 1234 (0,2) — — 
'"Timen 

Ma"clatsverteilung 
Landtag 1985 Landtag 1980 

19 
27 
5 

E|nzelergeb nisse 

Lanm! 9 Wah,kreis Saarbrücken 
LanS a?Wahl 1985 
Ces

9
t
S

ar
,198° 

Eür°Pawa9
h^

a
8

h;1983 

Wahlbeteiligung        CDU SPD 

23 
24 

4 

FDP Grüne 

83,1 
83,0 
88,6 
74,6 

33,7 51,3 11,5 2,5 
40,6 47,1 8,5 2,9 
41,3 45,8 7,1 5,0 
39,7 45,5 4,6 6,8 
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Landtagswahlkreis Saarlouis 
Landtagswahl 1985 86,1 39,8 46,6 10,3 

Landtagswahl 1980 85,9 47,4 42,5 6,3 
Bundestagswahl 1983 91,6 48,6 40,7 5,6 
Europawahl 1984 81,1 45,5 40,7 3,8 

Landtagswahlkreis Neunkirchen 
Landtagswahl 1985 85,9 38,5 49,3 8,6 
Landtagswahl 1980 86,3 44,4 46,1 6,0 
Bundestagswahl 1983 91,6 45,0 44,4 5,2 
Europawahl 1984 79,7 42,7 44,1 3,3 

2,4 
3,1 
4,5 
6,3 

2,6 
2,7 
4,7 
6,6 

Bundestagswahl-Ergebnis in Zweitstimmen 

Ergebnisse der Landtagswahlen seit 1947 
Bei den acht Landtagswahlen seit 1945 - am 5. Oktober 1947, 30. November 1952, 18. Dezern jg 

1955, 4. Dezember 1960, 27. Juni 1965, 14. Juni 1970, 4. Mai 1975 und 27. April 1980 - konnte' ^ 
kandidierenden Parteien folgende prozentuale Anteile an den abgegebenen gültigen Stimme 

zielen: 

Partei 1947       1952       1955       1960       1965       1970       1975 

CDU 
SPD 
FDP/DPS 
Grüne 
DKP 
NPD 
CVP 
SPS 
KP 
DDU 
SVP 
SVP/CVP 
Sonstige — 

Die Abkürzungen bedeuten: 
CVP — Christliche Volkspartei 
SPS  — Sozialdemokratische Partei Saar 
DPS — Demokratische Partei Saar 

25,4 36,6 42,7 47,8 49,1 44,0 
_ 14,3 30,0 40,7 40,8 41,8 45,4 

7,6 — 24,2 13,8 8,3 4,4 7,4 6,9 
2,9 

— — — 2,7 1,0 0,5 
_ — — — 3,4 0,7 — 

51,2 54,7 21,8 — — — — — 
32,8 32,4 5,8 — — — — 

8,4 9,5 6,6 — — — — — 
— — 5,0 3,1 — — — 

— 11,4 — — — — 

37,3 
49,2 
10,0 

Oß 
0,7 

3,4 1,9 3,2 
5,2 0,9 

KP — Kommunistische Partei (Saar) 
DDU — Deutsche Demokratische Union 
SVP — Saarländische Volkspartei 
SVP/CVP — Saarländische Volkspartei/Christliche Volkspartei 

Sitzverteilung in den Landtagen seit 1947 
Die Sitze in den acht Landtagen verteilten sich auf die Parteien wie folgt (Angaben jeweils ZL 

ginn einer Legislaturperiode): 

1947       1952       1955       1960       1965       1970       1975       1980 
Ü 
24 

4 

Partei 

CDU — 14 19 23 27 25 
SPD — — 7 16 21 23 22 
FDP/DPS 3 — 12 7 4 — 3 
CVP 28 29 13 — — — — 
SPS 17 17 2 — — — — 
KP 2 4 2 — — — — 
DDU — — — 2 — — — 
SVP — — — 6 — — — 
SVP/CVP — — — — 2 _   ._ 

1985 

9 
0 

5 

Landtag 50 50 50 50 50 50 
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Kommunalwahlen*) in Hessen 
im Vergleich zu anderen Wahlen 

Kommunalwahl      Kommunalwahl Landtagswahl Bundestagswahl 
1985                       1981 1983 1983 

Anzahl        %         Anzahl        % Anzahl        % Anzahl        % 

^berechtigte 
Wahlbeteiligung 
^'tige Stimmen 

4090830 
3108744 
3043463 

(76,0) 
3993759 
3049135 
2995413 

(76,3) 
4075611 
3404656 
3373853 

(83,5) 
4071991 
3673072 
3641 509 

(90,2) 

CDU 
SPD 
FDP 
GRÜNE 
^g^welnschaften 

aatverordnetenwahlen in den kreisfreien Städten und Kreiswahlen 

1250074 
1329677 

160592 
215909 
65151 

(41,1) 
(43,7) 

(5,3) 
(7,1) 
(2,1) 

1420779 
1179048 

179180 
128859 
65506 

(47,4) 
(39,4) 

(6,0) 
(4,3) 
(2,2) 

1329292 
1559725 

256801 
200415 

925 

(39,4) 
(46,2) 

(7,6) 
(5,9) 

1614641 
1513449 

275787 
218898 

(44,3) 
(41,6) 

(7,6) 
(6,0) 
(-) 

Sitzverteilung 1985 1981 

gemeinschatten 

821 
895 

73 
129 
36 

Gemeindewahlen 
Eisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden 

8S2F 
bestimmen 

1985 
Stimmen      % 

957 
806 

98 
51 
42 

1981 
Stimmen       % 

4094955 
3105755 
3041180 

75,8 
3987986 
3046325 
2983353 

76.4 

Ifl^einschaften 

^iswahlen 
^kreise insgesamt 

yVahlb« 

1174424 
1335921 

133648 
152799 
228142 

38,6 
43,9 

4,4 
5,0 
7,5 

1336215 
1188909 

160194 
51828 

228204 

44,8 
39,9 

5,4 
1,7 
7,6 

1985 
Stimmen       %    Sitze 

1981 
Stimmen      % 

—>^äe stimmen 
CDiP-  
SPQ 
FDP 

w\ÜNE 
ah

!9emeln8chaften 

3163026 
2450466 
2395255 

77,5 
3058863 
2393018 
2348169 

78,2 

969519 40,5 660 1102004 46,9 
1051977 43,9 720 934217 39,8 

132222 5,5 55 143368 6,1 
163767 6,8 96 99971 4,3 
61710 2,6 36 52235 2,2 
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Gemeindewahlen 
Einzelergebnisse in den kreisfreien Städten 

Wahl- 
beteiligung 

CDU SPD FDP Grüne Wahlge"1 

Darmstadt 
1985 
1981 

71,5 
71,9 

33,7 
42,6 

45,6 
41,4 

5,8 
5,2 

9,5 5,0 
10,1 

Frankfurt am Main 
1985 
1981 

72,6 
70,7 

49,6 
54,2 

38,6 
34,0 

2,6 
4,3 

8,0 
6,4 — 

Offenbach 
1985 
1981 

67,9 
68,5 

42,2 
47,4 

43,3 
39,6 

5,5 
5,9 

8,3 
5,9 Ofi 

Wiesbaden 
1985 
1981 

66,7 
65,1 

42,2 
48,9 

43,8 
37,7 

6,3 
8,2 

6,9 
Afi 

Kassel 
1985 
1981 

73,1 
75,4 

33,5 
41,3 

51,7 
45,4 

5,8 
6,0 

8,5 
6,7 - 

Einzelergebnisse in weiteren großen Städten 
Wahl- CDU SPD FDP        Grüne   Wahlfle^ 

beteiligung ^^^ 

9,3 
16,5 

3,7 

0A 

SA 

Rüsselsheim 
1985 71,9 36,7 46,9 5,4 - 
1981 75,2 40,8 36,0 5,8 - 

Hanau 
1985 74,6 38,2 51,1 4,7 5,6 
1981 72,6 45,0 44,9 5,6 - 

Gießen 
1985 70,7 43,2 40,3 5,3 8,4 
1981 72,9 52,5 33,7 5,9 6,8 

Wetzlar 
1985 69,2 34,1 48,7 5,6 5,5 
1981 71,2 41,0 42,6 6,8 - 
Marburg _ 
1985*) 75,9 36,2 40,8 4,4 11,4 „ 
1981 76,3 41,7 37,2 5,3 5,9 •' 

Fulda q 5 
1985 71,3 50,9 27,0 7.0 5,6 Jg 
1981 72,5 64,7 24,4 5,6 
Bad Homburg 
1985 71,0 50,1 30,2 
1981 68,7 48,7 30,3 

•) DKP: 5,2 (8,1) 
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Kreiswahlen 
£inzelergebnisse in den Landkreisen 
^_ 

Wahl- 
beteiligung CDU SPD FDP Grüne Wahlgem. 

I9%98traß' 
1981 76,4 45,9 42,9 4,7 6,6 — 

^stadt-Dleburg 

77,2 50,2 40,8 5,2 3,4 — 

1981 77,3 40,6 43,6 4,9 8,2 2,0 

^•0w~ 

79,9 47,0 40,2 6,4 5,3 

1981 75,7 34,8 49,6 4,5 10,4 — 

^unuskre,, 
77,9 37,7 42,0 4,8 14,2 — 

1981 75,3 46,7 35,5 9,3 8,6 — 

^K,^'9-Kre„ 
74,6 52,2 32,4 9,3 5,7 

1981 76,4 43,3 44,3 5,1 6,7 — 

Taunus-Kreis 
77,1 48,5 41,1 5,8 3,7 

1981 75,3 46,5 31,7 7,5 8,1 5,4 

?^wa,dkre„ 
75,4 52,4 32,1 8,5 5,9 — 

1981 81,4 31,1 49,7 3,1 6,4 9,3 

^nb"h 

1981 

83,9 38,5 46,0 3,7 2,6 8,7 

74,4 47,3 37,3 5,4 9,1 — 

^^""•^"nus-Krels 
75,9 50,7 36,1 6,3 6,2 

1981 74,2 42,2 39,0 6,4 7,5 4,7 

^5eraü^'« 
75,2 51,5 36,9 7,5 4,1 

" 
1981 76,2 41,6 44,6 5,8 6,5 — 
Q'eßen 

79,2 47,6 41,6 6,2 4,2 — 
1985 
1981 78,0 35,5 42,8 4,3 7,6 8,4 

^•Öi..-Kre„ 
78,7 43,4 39,5 5,2 4,4 7,1 

1981 70,5 36,4 45,2 4,5 5,1 7,8 

l985Ur9-W*»burg 
70,8 45,2 40,8 5,3 8,0 

1981 77,1 47,5 43,1 3,9 5,2 — 

l9
a

8
r
5
burg-Biedenkopf 

77,2 55,5 38,9 4,9 — — 

1981 78,0 42,1 41,4 2,0 7,1 5,2 

I9°85
6,8ber9krel8 

78,4 44,3 38,2 4,0 3,9 7,5 

1981 81,5 35,9 50,3 9,0 4,5 — 
80,9 44,5 40,9 7,2 3,1 4,3 
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Wahl- 
beteiligung CDU SPD FDP        Grüne   Wahlfl«"1 

Fulda 
1985 
1981 
Hersfeld-Rotenburg 
1985 
1981 
Kassel 
1985 
1981 
Schwalm-Eder-Kreis 
1985 
1981 
Waldeck-Frankenberg 
1985 
1981 
Werra-Meißner-Kreis 
1985 
1981 

77,5 
78,9 

81,7 
84,2 

87,5 
82,9 

83,9 
85,0 

76,5 
75,9 

81,3 
82,8 

57,0 
66,2 

26,0 
21,4 

5,0 
4,2 

4,6 
2,4 

7,0 
5,4 

35,7 
42,5 

53,5 
47,1 

4,6 
4,4 

5,0 0,3 
5,7 

29,9 
37,7 

57,9 
49,6 

5,0 
6.6 

6,8 
5,6 

-" 

32,0 
41,0 

54,3 
47,3 

6,5 
6,7 

5,5 
4,6 

1,5 

34,6 
41,6 

42,7 
35,4 

9,3 
9,8 

5,2 
4,7 

7,9 
7,8 

31,3 
41,9 

55,8 
50,1 

7,3 
6,9 

5,0 - 

Ergebnisse der letzten Landtagswahlen 
in den Bundesländern 
Land letzte Wahl Ergebnisse (in Prozent) 

-<jqfi9 CDU SPD Grüne FDP DKP 

Berlin 10.   3. 1985 46,4 32,4 10,61) 8,4 0,6Z) 1988 

Baden-Württemberg 25.   3. 1984 51,9 32,4 8,0 7,2 0,3 1# 
Bayern 10. 10. 1982 58,33) 31,9 4,6 3,5 — 1$ 

1$ Bremen 25.   9. 1983 33,3 51,34 5,434) 4,59 — 
Hamburg 19. 12. 1982 38,6 51,3 6,8 2,6 0,4 

1986 Hessen 25.   9. 1983 39,4 46,2 5,9 7,6 0,3 
Niedersachsen 21.   3.1982 50,7 36,5 6,5 5,9 0,3 19BJ 
Nordrhein-Westfalen 11.   5.1980 43,2 48,4 3,0 4,98 0,3 101 

199° Rheinland-Pfalz 6.   3. 1983 51,9 39,6 4,5 3,5 0,2 
Saarland 10.   3. 1985 37,3 49,2 2,5 10,0 0,3 19«! 
Schleswig-Holstein 13.   3. 1983 49,0 43,7 3,6 2,2 0,1 19Ö' 
Bundestag 6.   3. 1983 48,85) 38,2 5,6 7,0 0,2 

<) AL 
') SEW 
')  CSU 

BGL (Grüne): 2.36 % 
Die Grünen: 5,43% 
CDU/CSU 
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BUNDESPARTEI 

271 Anträge zum Parteitag - 
die meisten zum Leitantrag 
l9L

Anträge sind bis zum 8. März 
tei #-aus den Gliederungen der Par- 
CDu • den 33- Bundesparteitag der 
$er A    Essen eingegangen. 230 die- 
lten ;!i9e befassen sich mit The- 
v0r"f

des Leitantrages des Bundes- 
für *.andes. den „Leitsätzen der CDU 
M eine neue Partnerschaft zwischen 
"^nn und Frau". 

Qabei wurde festgestellt, so Generalse- 
sek0 ?tär Heiner Geißler auf einer Pres- 
ence nz 'n Bonn, daß in allen Gliede- 
muna

n der Partei eine breite Übereinstim- 
men P ln den Grundfragen dieses wichti- 
schiä ems besteht. Die Änderungsvor- 
Die rg et|

betreffen vor allen Dingen Details, 
dene en Anträge betreffen verschie- 
reiche°r9aniSatoriscne und Politiscne Be_ 

die prT
e zum Bejspiel die Agrarpolitik, 

N°rdrh° der Wirtschaftsstruktur in 
tion dp

ei£~Westfa|en oder die Organisa- 
De    

er senioren-Union. 

Beschlft
Cheidende Grund für die intensive 

der si? gun9 des CDU-Parteitages mit 
se||Sch

Uatl0n der Frau in Politik und Ge- 
wußt . ist der grundlegende Be- 
Prauen

ns" und Einstellungswandel der 
gonnen der ln den letzten Jahrzehnten be- 
sen jst | und noch nicht abgeschlos- 
sen p mmer menr junge Frauen versu- 
ander 2

amilie und Erwerbstätigkeit mitein- 
rer Gesp|,Verbinden Die Strukturen unse- 
Prägt ' chaft sind aber noch stark ge- 
derpr 

n der Vorstellung, die Aufgabe 
frau Und ^

ei auf die der Mutter und Haus- 
der Beruf     Aüfgabe des Mapnes auf die 

Tätigkeit beschränkt. Die CDU 

als große deutsche Volkspartei wird auf ih- 
rem Parteitag die Konsequenzen aus den 
veränderten Anforderungen ziehen, die 
Frauen an Politik, Wirtschaft und Gesell- 
schaft stellen. Dabei werden alle, Männer 
und Frauen, von manchen liebgeworde- 
nen Vorstellungen Abschied nehmen 
müssen. 
Die Schwerpunkte unseres Programms 
sind u. a.: 
— Anerkennung der Gleichwertigkeit von 
Arbeit in Beruf und Familie, 
— Erleichterungen für die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie, 
— verbesserte Rückkehrmöglichkeiten 
für Frauen und Männer in den Beruf, 
— gleiche Ausbildungs- und Aufstiegs- 
chancen von Frauen im Beruf, 
— eine stärkere Mitwirkung der Frauen in 
der gesellschafts- und parteipolitischen 
sowie in der parlamentarischen und eh- 
renamtlichen Arbeit. 
Eine besondere Rolle hat in der öffentli- 
chen Diskussion der vergangenen Wo- 
chen die Forderung nach Einführung des 
Erziehungsgeldes und einer damit verbun- 
denen einjährigen Arbeitsplatzgarantie ge- 
spielt. Bei dieser Arbeitsplatzgarantie für 
Mütter oder Väter handelt es sich um eine 
politische Prioritätsentscheidung. Sie 
macht deutlich, daß die Präambel zu den 
Leitsätzen der CDU nicht Rhetorik bleibt, 
sondern in die politische Praxis umgesetzt 
wird. Dadurch werden die politischen und 
rechtlichen Bedingungen für die Verein- 
barkeit von Beruf und Familie geschaffen. 
Es wird verhindert, daß Frauen, die ein 
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Kind bekommen und für ein Jahr beim 
Kind bleiben wollen, oder Männer, die den 
Erziehungsurlaub in Anspruch nehmen, 
den Arbeitsplatz verlieren. Die Arbeits- 
platzgarantie kann aber nicht losgelöst 
von weiteren arbeitsfördernden Maßnah- 
men gesehen werden. Dazu gehört die 
Zulassung befristeter Arbeitsverträge. Sie 
ermöglichen es vor allem kleinen und mit- 
telständischen Unternehmen für die Zeit 
des Erziehungsurlaubs eine Ersatzkraft 
einzustellen. Die Möglichkeit, im Erzie- 
hungsurlaub einer Teilzeitbeschäftigung 
von bis zu 20 Stunden nachzugehen, er- 
hält Frauen und Männern den Kontakt zur 
Berufs- und Arbeitswelt. 

Nach den bisherigen Erfahrungen mit dem 
Mutterschaftsurlaub kehren nur 50 Pro- 
zent der Frauen, die die Arbeitsplatzga- 
rantie in Anspruch genommen haben, wie- 
der an ihren alten Arbeitsplatz zurück. 
Dies bedeutet, daß in der Zukunft für 50 
Prozent der eingestellten Ersatzkräfte aus 
den befristeten Arbeitsverträgen ein un- 
befristeter werden kann. Diese Entlastung 
des Arbeitsmarktes ist keine einmalige 
Angelegenheit, sondern findet ihre Fort- 
setzung auch in den darauffolgenden Jah- 
ren. 

Die Behauptung, die Unternehmer würden 
wegen der Arbeitsplatzgarantie keine 
Frauen mehr einstellen, geht von einem 
Bild des Unternehmers aus, das wir in der 
Bundesrepublik Deutschland erfreulicher- 
weise überwunden haben. Dies hat auch 
die bisherige Praxis mit dem Mutter- 
schaftsurlaub und der Arbeitsplatzgaran- 
tie für Soldaten und Zivildienstleistende 
eindeutig bewiesen. 

In Österreich gibt es bereits seit 1957 ei- 
nen einjährigen Karenzurlaub mit einer 
Wiedereinstellungsgarantie. Dort liegt die 
Beschäftigungsquote von Frauen bei 38,7, 
in  der  Bundesrepublik  Deutschland  bei 

38,2 Prozent. In Frankreich dauert der Er 

Ziehungsurlaub   —   ebenfalls  verbünd 
mit   einer  Wiedereinstellungsgarantie 
zwei Jahre, bei Teilzeitarbeit sogar & 
Jahre. In Frankreich beträgt die Beschaff 
gungsquote von Frauen 38,6 Prozent- 
Schweden haben Mütter und Väter $e 

1981  einen Anspruch auf Erziehungsu 

laub für 18 Monate. Dort beträgt die &' 
schäftigungsquote von Frauen 46,2 °r 

zent; sie ist gegenüber 1977 (43,7 ° 
zent) um 5,2 Prozent gestiegen. Die En** 
rungen in diesen Ländern widerlegen 
jetzt  geäußerte   Besorgnis,  die  Arbel 

platzgarantie könne sich negativ auf 
Beschäftigungschancen von Frauen a 

wirken. 

In Essen werden 
über 3000 Teilnehmer 
erwartet 
Heiner Geißler erklärte am Mittwo<*'. 
13. März 1985,vor der Presse in BOn'' 

3arte'' Der Frauentag auf dem 33. Bundesp 
hio5' tag in Essen ist Ausdruck der Entsc 

senheit der CDU, den Charakter als V0' 
partei zu verdeutlichen und auszubau. 
Die CDU muß eine moderne Volksp8^ 
sein, die den gesellschaftlichen Wafl 

gestaltet,   verschiedene   Interessen 
und 

Richtungen integriert und nach einer & 
ten    Diskussion    tragfähige    Lösung 
durchsetzt. Die CDU muß eine sozia'* 
geschlossene  Volkspartei  bleiben,    • 
sie  muß die  Fragen  und  Probleme 
Menschen aus allen Schichten der Be 
kerung aufgreifen, wobei sich die CDU 
allem denen verantwortlich weiß, die keir>e 

machtvollen    Interessenverbände    hin 

sich haben. Die CDU muß eine bürge^., 
he Volkspartei bleiben, d. h.,sie muß ? 
tik für den einzelnen Menschen und n 
für Interessengruppen betreiben. 

Deshalb ist der Frauentag auf dem CP 
Parteitag mehr als nur eine vordergru 



UiD 9 • 14. März 1985 • Seite 17 

de 
Beschäftigung mit Gruppeninteressen 

ehe ,rauen- Er nimmt den gesellschaftli- 
2u 

n wandel auf und versucht eine Politik 

sch9eStalten' die zu einer neuen partner- 
naft zwischen Mann und Frau führt. Da- 

Q Wlrd ein wichtiger Beitrag zur sozialen 
u 

rechti9keit und zur Weiterentwicklung 
st 

erer freiheitlichen Gesellschaft gelei- 
So "    les kommt nicht nur den Frauen, 

bei d aHen Bür9ern zu9ute- Für Erfolge 
(je ®n kommenden Landtagswahlen und 
de 

Bundestagswahlen 1987 ist entschei- 
de \daß die CDU diese Eigenschaften 
ihr l lksPalei offensiv herausstellt und 
VPr.'9enes Profil auch in der Regierungs- 
Verantwortung zeigt. 

Mittelpunkt des ersten Plenartages des 
sit2 

6lta9es werden die Berichte des Vor- 
Sjt 

enden. des Generalsekretärs, des Vor- 
EVp.pden der Bundestagsfraktion, der 
rtient raktion des Europäischen Parla- 
Aus       SOWie  des  Schatzmeisters,  die 
BUndPraChen dazu und die Wahlen zum 

tier pSVorstand stehen. Der Vorsitzende, 
ster 

neralsekretär und der Schatzmei- 
P0si

Werden erneut kandidieren. Um die 7 
s|tzel0nen der stellvertretenden Parteivor- 
ben !|den bewerben sich 8 Politiker. Ne- 
Hann en bisherigen Präsidiumsmitgliedern 
b6rQ K

Renate Laurien, Gerhard Stolten- 
thar o 0rbert Blüm, Ernst Albrecht, Lo- 
der ^

patn und Bernhard Worms sind dies 
Westfälische Landesvorsitzende Kurt 

$it2e °b* und der hessische Landesvor- 
irn B^ Walter Wallmann. Um die 20 Sitze 
23 rv?desvorstand bewerben sich bisher 
deSVo 

e9ierte. Parteipräsidium und Bun- 
Hiit AuStand werden für 2 Jahre gewählt, 
für A .^abme des Generalsekretärs, der 

uas 
derT) i

arke Interesse der Öffentlichkeit an 
daß di 

Bundesparteitag der CDU zeigt, 
vie|e Mt

CDU Fra9en aufgegriffen hat, die 
neW der bewegen. Über 3000 Teil- 
Werde r' darunter über 1 200 Journalisten, 

2u diesem Parteitag erwartet. Es 

wird von der Teilnehmerzahl her der größ- 
te Parteitag sein, den die CDU bisher ver- 
anstaltet hat. Unter den Parteitagsteilneh- 
mern werden auch 500 Frauen aus den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Be- 
reichen der Bevölkerung sein. Diese Gä- 
ste haben auf dem Frauentag volles Rede- 
recht. Nach den bisher vorliegenden Zu- 
sagen sind 29% von ihnen Hausfrauen, 
38% Arbeitnehmerinnen, davon 8% Beam- 
tinnen, 17% Selbständige, 11% Schülerin- 
nen und Studentinnen sowie 3% Rentne- 
rinnen. • 

Leinen soll Honorar 
zurückzahlen 
Der frühere Vorsitzende des Bundesver- 
bandes Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU), Josef Leinen, soll ein im Zusam- 
menhang mit einem Kohlekongreß im Ok- 
tober 1981 in Anspruch genommenes Ho- 
norar in Höhe von 2500 DM zurückzahlen, 
hat der Haushaltsausschuß in einem Ent- 
schließungsantrag von CDU/CSU und 
FDP mit den Stimmen der Koalition gefor- 
dert. Der Ausschuß hatte einen Bericht 
des Bundesrechnungshofs über den Koh- 
lekongreß der Arbeitsgemeinschaft ökolo- 
gischer Forschungsinstitute, für den aus 
Mitteln des Forschungsministeriums 
25000 DM gezahlt wurden, und über eine 
Wanderausstellung des BBU behandelt, 
für die im Jahre 1980 80000 DM gewährt 
worden waren. 
Beim Kohlekongreß hält der Bundesrech- 
nungshof einen Betrag von insgesamt 
5358 DM für nicht vertragsgemäß, darun- 
ter 2500 DM Honorar für Leinen. Nicht 
ausreichend nachgewiesen sei ein Betrag 
von rund 4000 DM. Verurteilt wird in der 
Entschließung die Weigerung des BBU, 
dem Bundesrechnungshof die Belege für 
die Wanderausstellung vorzulegen. Der 
Ausschuß erwarte, daß der Rechnungshof 
bei weiterer Weigerung seine Rechte im 
Klagewege durchsetzt. 
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• KOMMUNALES 

Gewerbesteuer immer 
noch eine Säule der 
Gemeindefinanzen 
Die Finanzminister und Finanzsena- 
toren der Länder haben unter Vorsitz 
des niedersächsischen Ministers der 
Finanzen, Burkhard Ritz, in ihrer Sit- 
zung am 24. Januar 1985 in Bonn mit 
den Vertretern der kommunalen Spit- 
zenverbände aktuelle finanzpoliti- 
sche Fragen behandelt. Im Mittel- 
punkt der Beratungen standen Fra- 
gen zur Finanzausstattung der Städ- 
te und Gemeinden. 

im Rahmen des Gesprächs wurden auch 
Probleme hinsichtlich der künftigen Ge- 

staltung der kommunalen Steuerquellen 
behandelt. 
Dazu knüpft die Finanzministerkonferenz 
an ihre Feststellungen aus 1984 an, daß 
die augenblickliche Finanzsituation der 
Gesamtheit der Kommunen — bei aller- 
dings erheblichen regionalen und struktu- 
rellen Unterschieden — besser ist als die 
von Bund und Ländern und daher insoweit 
kein akuter Handlungsbedarf besteht. Im 
übrigen sind alle zur Zeit diskutierten 
steuerlichen Einnahmequellen für die 
Kommunen, die ggf. an die Stelle der Ge- 
werbesteuer treten könnten, entweder mit 
Nachteilen behaftet oder in ihren Auswir- 
kungen noch nicht hinreichend geprüft. 
Daher gibt es zur Zeit keine Alternative 
zur Gewerbesteuer. 
Die Länderfinanzminister erklären sich je- 
doch grundsätzlich bereit, diese Fragen in 
einer Arbeitsgruppe zusammen mit Ver- 
tretern der Innenministerkonferenz zu prü- 
fen. Etwaige Vorschläge wären u.a. an fol- 
genden Grundsätzen zu messen. 

— Keine  einseitige  Lastenverschiet>u 

zwischen Ländern und Gemeinden, 
— keine zusätzlichen Lasten für Bü'' 
und Wirtschaft. . 

t d$ Die Länderfinanzminister stellen fest. 
die inzwischen erreichten ersten ^on

(fhe- 
dierungserfolge auf allen öffentlichen & 
nen es gestatten, das kommunale ^'^M 

system ohne Zeitdruck zu beraten. Da .g 

Länderfinanzminister  erwarten,   daß   - 
Politik der Konsolidierung  aller öffe

jn£j 
chen Haushalte weiter fortschreitet, s 

sie   der  Auffassung,   daß   diese   ^   nZ- 
nicht nur unter dem Aspekt akuter P'nhep 
Probleme einzelner Gemeinden 9ese,,Qe- 
werden dürfen, sondern auch ganz a 
mein  unter dem  der  künftigen ste_en 
Struktur einschließlich der Auswirkt 
auf die Steuerpflichtigen. « 
Die Länderfinanzminister stellen fest- jnß 

Länder und Gemeinden grundsätzlich cn 

einheitliche Auffassung vertreten, ^° ^e- 
die Gewerbesteuer nach wie vor e'ne

nafv 
sentliche Säule des kommunalen £'n 

mesystems darstellt. 

Verfassungsklage 
„konsequenter Schritt" 

cov: Di 
Als „konsequenten Schritt" hat die ^ 
CSU-Bundestagsfraktion die von de ^n 
nisterpräsidenten der unionsrefl' ^. 
Bundesländer angedrohte Verfass 
klage gegen die Einführung der Fe ^ 
Werbung im Dritten Fernsehprcf {, 
des Hessischen Rundfunks beze"c j/ 
Der medienpolitische Sprecher dej\ jrjcti 
CSU-Bundestagsfaktion, Dieter *J nü»r 
erklärte in Bonn, die seit dem 1- jpi 
dieses Jahres eingeführte Werbung 
Dritten Fernsehprogramm verstoße -v 

nur gegen eine bestehende Ministe v^ 
denten-Vereinbarung, sie unterlaufe ^ 
einen vernünftigen rundfunkpo» jne 
Konsens der Bundesländer und ste v 

unangemessene Ausdehnung des 
lich-rechtlichen Rundfunks dar. 
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SOZIALER WOHNUNGSBAU 

Wohnungspolitik der GRÜNEN: 
Rückfall in die Zwangswirtschaft 
Pjj Fraktion der GRÜNEN im Deut- 
Ichen Bundestag hat auf der Grund- 
*9e eines von ihr in Auftrag gegebe- 
"?"[Gutachtens zur „kommunalen 
wohnungsgemeinwirtschaft" einen 
•orschlag zur Reform der Woh- 
"Ur«gspolitik vorgelegt. Die Freiheit 
°er Bürger bei der Wahl ihrer Woh- 
JJjng soll durch staatliche Zwangs- 

«rtschaft abgelöst werden. Ein rie- 
ui?rfr' kostspieliger, unwirksamer 
""d ""kontrollierbarer Verwaltungs- 
aPParat wäre die Folge. 

2War bezieht sich das Gutachten zu- 
^nächst auf  die  gemeinnützige Woh- 
[Jun9swirtschaft und den Sozialen Woh- 

Ungsbau, die Aussagen reichen jedoch 
e,t darüber hinaus. Sie sind auf das lang- 
istige 2ie| ange|egt   die gesamte Woh- 

D
ungswirtschaft    zu    vergesellschaften. 
®nn die „Herausnahme der Wohnungs- 

^rsorgung aus der kapitalistischen Ver- 
^ertung" bedeutet: Marktwirtschaft wird 
pr

rcn Gemeinwirtschaft ersetzt, und das 
ch

IVate'gentum wird in gemeinwirtschaftli- 

2wi 
Eigentum überführt. 

Urrlf°henSChritte auf diesem We9 sind die 

lenkung und Verstärkung der Subven- 

hin 
len zugunsten der Gemeinschaft bis 
2u unmittelbaren Eingriffen in das Pri- 

allee\A/entUm' Alle Sozialwohnun9en und 

nun hnungen der gemeinnützigen Woh- 
So 

9sunternehmen sollen auf Dauer einer 
|e^'albindung unterliegen. Langfristig sol- 

MietaUCh die bereits gebauten privaten 
Wirt nungen in die Wohnungsgemein- 

schaft überführt werden.  Die Eigen- 

tumsförderung und der Bau von Eigen- 
tumswohnungen im Sozialen Wohnungs- 
bau würden unmittelbar eingestellt. So 
soll erreicht werden, daß es langfristig nur 
noch Mietwohnungen in der Wohnungsge- 
meinwirtschaft gibt. 
Die Mieten sollen dadurch verringert wer- 
den, daß der Wohnungsmarkt vom Kapi- 
talmarkt abgekoppelt wird. Das Gutachten 
spricht von einem Anteil der Zinszahlun- 
gen von etwa 70 Prozent an der Kosten- 
miete. Wenn keine Zinsen zu zahlen wä- 
ren, könnten die Mieten kräftig gesenkt 
werden. 
Die Bautätigkeit würde vorrangig kommu- 
nalen Baufonds übertragen, die außerdem 
Grundstücksreserven anlegen und verwal- 
ten sowie die Entschuldung vorhandener 
Wohnungen durchführen müßten. Finan- 
zieren sollen sich diese Baufonds unter 
anderem aus folgenden Quellen: einer So- 
lidarabgabe der Mieter; Aufwendungen 
des Bundes und der Länder für Wohn- 
geld; aus Mitteln in Höhe der bisherigen 
steuerlichen Eigentumsförderung sowie 
aus zinslosen Wohnungsbaudarlehen der 
Deutschen Bundesbank. Mieterorganisa- 
tionen und Bewohnervertretungen sollen 
über die Verwendung der Mittel eine de- 
mokratische Kontrolle ausüben. 
Folgte man diesen Plänen, dann würde 
der Bürger bei der Wohnungsnutzung ent- 
mündigt und kollektiv bevormundet, denn 
er erhielte künftig seine Wohnung von der 
kommunalen Verwaltungsgesellschaft zu- 
geteilt. Persönliche Vorstellungen wären 
unerwünscht. Der Mieter hätte keinen Ent- 
scheidungsspielraum  mehr.  Die Verwal- 
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tungsgesellschaft würde ihm die Woh- 
nung zuteilen oder verweigern. Die Woh- 
nungszwangswirtschaft wäre das Maß al- 
ler Dinge. 

Auch schwerwiegende wirtschaftliche und 
finanzpolitische Gründe sprechen gegen 
die Vorschläge. Denn was passiert, wenn 
keine Zinsen auf das Kapital mehr gezahlt 
werden? Jeder würde versuchen, sein Ka- 
pital aus dem Wohnungsbau herauszuzie- 
hen. Es stünden keine privaten Finanzmit- 
tel für den Wohnungsbau mehr zur Verfü- 
gung. 

Die vorgeschlagene Art, Mieten möglichst 
niedrig zu halten, würde die Tendenz zur 
Wohnraumverschwendung fördern. Wenn 
die Mieten nur noch ein politischer Preis 
wären, dann gäbe es keine wirklichen An- 

reize mehr, die Wohnung zu nutzen, die 
den persönlichen Ansprüchen und Forde- 
rungen am besten entspricht. Bauliche 
Maßnahmen würden nicht mehr nach der 
Dringlichkeit des Bedarfs vorgenommen. 
Eine Geldverschwendung unvorstellbaren 
Ausmaßes wäre vorprogrammiert. 
Schließlich wollen die GRÜNEN das 
Wohngeld abschaffen. Das würde bedeu- 
ten: Die einkommensschwachen Haushai' 
te hätten weniger Mittel zur Verfügung 
und würden völlig abhängig von der zu' 
ständigen Wohnungsbürokratie. 
Der Vorsitzende der Gewerkschaft 
Bau-Steine-Erden, Konrad Carl, hat die 
Pläne der GRÜNEN als „Rückfall in d"e 

Steinzeit" bezeichnet. Dem ist nichts hin- 
zuzufügen. 

Wohngeld: 900 Millionen Mark zusätzlich 
Die Bundesregierung hat einen Entwurf 
zur Novellierung des Wohngeldgesetzes 
verabschiedet. Von 1986 an sind erhebli- 
che Verbesserungen des Wohngeldes 
vorgesehen. Insgesamt stehen dann mit 
einem gleich hohen Länderanteil 900 Mil- 
lionen Mark mehr zur Verfügung. Im ein- 
zelnen sind folgende Verbesserungen 
vorgesehen: 

Zunächst steigen die Höchstbeträge für 
die Miete bzw. die Belastung, die bei der 
Wohngeldberechnung berücksichtigt wer- 
den, um durchschnittlich 20 Prozent. 
Gleichzeitig werden die Einkommensgren- 
zen um 20 Prozent erhöht. Künftig werden 
auch die Höchstbeträge für die Miete 
nicht mehr wie bislang nach der Gemein- 
degröße, sondern nach dem tatsächlichen 
örtlichen Mietniveau gestaffelt. 
Der einzelne Wohngeldempfänger erhält 
ab 1986 im Durchschnitt 42 Mark monat- 
lich mehr Wohngeld. Dies stellt sicher, daß 
einkommensschwache Mieter auch wei- 
terhin eine angemessene Wohnung be- 
zahlen können. Mehr als die Hälfte aller 
Wohngeldempfänger sind Rentner. Rent- 

nerhaushalte mit hoher Mietbelastung 
werden durch die Neuregelung besonders 
entlastet. 

Das Wohngeld wird noch familienfreundli- 
cher als bisher ausgestaltet. Kinderreiche 
Haushalte werden stärker entlastet a'-j 
kleinere Haushalte. So wird das Wohnge|d 

für einen 4-Personen-Haushalt im Durch- 
schnitt um 60 Mark pro Monat angehoben- 
Zusätzlich wird ein Familienfreibetrag zur 

Förderung des Zusammenlebens mehre- 
rer Generationen eingeführt. Dies erleich- 
tert die Betreuung älterer Angehöriger "n 

der Familie als Alternative zur Heimuntef- 
bringung. Durch diesen Familienfreibetrag 
erhöht sich das Wohngeld noch einm*1 

um etwa 45 Mark im Monat. 
Nicht zuletzt tragen die Verbesserungen 
des Wohngeldes dazu bei, die negativen 
Wirkungen der Arbeitslosigkeit zu verrin- 
gern. Viele Familien, die von Arbeitslosig- 
keit und Einkommenseinbußen betroffen 
sind, können ab 1986 mit deutlich höheren 
Wohngeldleistungen rechnen. Im Durch- 
schnitt wird sich für sie das Wohngeld um 
etwa 60 Mark pro Monat erhöhen. 
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BILDUNG 

Falsche Argumente in der BAFÖG- 
Diskussion verunsichern die Jugend 
2u der wiederholt in der Öffentlich- 
Ieit verbreiteten Behauptung, die 
B,    9eP,anten Veränderungen beim 

undesausbildungsförderungs- 
trl?ktz (BAFÖG) führten zu unver- 
de ifren sozia,en Härten, erklärte 

®f Parlamentarische Staatssekretär 
®"* Bundesminister für Bildung und 

'""ssenschaft Anton Pfeifer in Bonn: 

Qle Ausbildungsförderung wird auch 
2 

Weiterr»in ihrer ursprünglichen Zielset- 
g gerecht, jungen Menschen, die ihrer 

^'gung, Eignung und Leistung entspre- 

Sch
n^e qualifizierte Ausbildung wirt- 

derqHCh ZU ^möglichen. Die Umstellung 

kein örderung auf Darlehen hat 

die 
en erkennbaren Einfluß auf das Stu- 

der Vp.rhalten und die Inanspruchnahme 
nannt 

Ford erungsmittel  ausgeübt."   Pfeifer 
ehe s ur)2ulässig, daß in der öffentli 
dem ku.ssion über die Förderung nach 
Sc. °AFÖG ein Zusammenhang zwi- 
Und

en der Zahl der geförderten Studenten 
ru 

der Umstellung auf Darlehnsförde- 
Pr(j? konstruiert werde. Die sorgfältige 
£eh

Un9 der Datenlage widerlege diese 
Dj 

nauPtung eindeutig. 

me. stat'stischen Daten bestätigten viel- 
te r ie Erwartung der Bundesregierung, 
9en Umstellung der BAFÖG-Leistun- 
gun aUf- Darlehen weder zur Benachteili- 
auch einzelner Gruppen, insbesondere 
rUn "lcnt der Frauen, noch zur Verände- 
rte Stud'enwünsche generell geführt 
re An

n
t' 

Der im Vergleich zu früher geringe- 

ren st " der nach dem BAFÖG 9eförder- tlJdenten an der Gesamtstudenten- 

zahl hat seine Ursache nicht in der Um- 
stellung der Förderung auf Darlehen. Maß- 
geblich sind vielmehr folgende Gründe: 
1. Die Zahl der nicht nach dem BAFÖG 
förderungsberechtigten Studenten ist 
heute höher als in der Vergangenheit, weil 
— die durchschnittliche Studiendauer im- 
mer länger wird und damit ein steigender 
Anteil der Studenten die Förderungs- 
höchstdauer überschreitet; 
— die Zahl der verwaltungsinternen Fach- 
hochschüler, die wegen der Anwärterbe- 
züge keinen Anspruch auf BAFÖG-Förde- 
rung haben, erheblich gestiegen ist; 
— die Zahl der Studenten in Zusatz- und 
Zweitausbildung, für die es keine Förde- 
rung gibt, sich ebenfalls deutlich erhöht 
hat. 
2. Die Zahl der förderungsberechtigten 
Studenten ist aufgrund der einschneiden- 
den Veränderungen, die von der früheren 
Bundesregierung 1981 vorgenommen 
wurden, seit 1983 deutlich zurückgegan- 
gen. Beschlossen wurde damals, daß ein 
Teil dieser Eingriffe erst zum Herbst 1983 
in Kraft trat. Dies hat sich deshalb auch 
seitdem erst ausgewirkt. 
Pfeifer wies schließlich darauf hin, daß die 
1983 vorgenommene Umstellung der Stu- 
dentenförderung auf Darlehen nicht zu ei- 
ner erkennbaren Benachteiligung der Stu- 
dentinnen geführt hat. Ihr Anteil an der 
Gesamtzahl der nach dem BAFÖG geför- 
derten Studierenden ist mit ca. 38 Prozent 
nahezu identisch mit ihrem Anteil an der 
Gesamtzahl aller Studierenden (ca. 38,5 
Prozent). 
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• WOHNUNGSBAU 

Steuerliche 
Neuregelung schafft 
keine Nachteile 
Die Bundesregierung sieht vor, die 
steuerliche Förderung selbstgenutz- 
ten Wohneigentums ab 1. Januar 
1987 neu zu regeln. Dazu erklärt der 
Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen, 
MdB Hansjörg Häfele: 

Die heutige §-7b-Förderung wird für 
Bauherren und Erwerber von selbst- 

genutztem Wohneigentum in der Weise 
verbessert, daß die Obergrenze der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten für 
die Bemessung des fünfprozentigen Ab- 
setzungsbetrags von bisher 200000 und 
250000 Mark (Mehrfamilienhaus) auf allge- 
mein 300000 Mark angehoben wird. Der 
vorübergehend geltende Schuldzinsenab- 
zug von bis zu 10000 Mark für insgesamt 
drei Jahre fällt ab 1. Januar 1987 weg. 
Familien mit Kindern erhalten darüber hin- 
aus während der achtjährigen Förderzeit 
einen Steuerabzug von 600 Mark je Kind 
pro Jahr. 
Die neue Förderung soll für das selbstge- 
nutzte Wohneigentum gelten, das der Ei- 
gentümer ab 1. Januar 1987 herstellt oder 
kauft. Für vor diesem Zeitpunkt ange- 
schafftes oder hergestelltes Wohneigen- 
tum gibt es eine Vertrauensschutzrege- 
lung. Die Neuregelung wird für diese „Alt- 
fälle" erst nach einer Übergangsfrist von 
12 Jahren greifen, so daß plötzliche 
Schlechterstellungen für diejenigen, die 
noch nach altem Recht bauen oder kau- 
fen, vermieden werden. 
Für diejenigen, die jetzt ein Haus oder ei- 
ne Eigentumswohnung bauen oder kaufen 

wollen, stellt sich die Frage, ob sie die5 

noch im laufenden Jahr und 1986 oo^ 
aber erst 1987 — nach neuem Recht • 
tun sollen. Grob vereinfacht gilt: 
— Wer ein Zwei- oder Mehrfamilienha 
bauen oder kaufen und eine WohnU 
selbst nutzen will, für den dürfte das o 
zeitige Recht günstiger sein. Der v° 
Schuldzinsenabzug ist — bei der üt>l|cn 
hohen Fremdfinanzierung — auch für jL 
selbstgenutzte Wohnung dann noch 
mindestens zwölf Jahre möglich. 
— Für Bau- oder Kaufwillige eines &1* 
milienhauses oder einer  Eigentums^0 

niinn     Hio   L-oin    W l ^ M   t^K^n      i^t   Kic   7lJ   I" 
von nung, die kein Kind haben, ist bis zu 

stellungs- oder Anschaffungskosten 
275000 Mark ebenfalls die geltende fleg 
lung (7b-Abschreibung und drei Jahre 
zu 10000 Mark Schuldzinsenabzug) 9" 
stiger. Natürlich hängt auch einiges v 

Anteil der Eigenmittel und damit v°° h 
Möglichkeit des Schuldzinsenabzugs a ^ 

— Hat die bau- oder kaufwillige Farnili<L,g 
Einfamilienhaus oder Eigentumswohn 
— ein Kind, so schlägt die Neuregel r« 
des Steuerabzugsbetrags von 600 ^ 
zu Buche. 

Die entscheidende Verbesserung, ^'eb|0ß 
neue Recht insgesamt — also nicht 
für die „Neufälle" — bringt, ist eine an 
re:  Bisher wird  der Nutzungswert e 

Wohnung in einem völlig selbstgenut 
Haus pauschal in Anknüpfung an de     t 
Einheitswert besteuert. Der Nutzung5 

einer selbstgenutzten Wohnung in el ^ 
sonst  vermieteten  Haus  wird  nacl\,ert- 
Marktmiete bemessen. Die Nutzung5 

besteuerung soll in Zukunft entfallen-^, 
mit entfällt auch der Streit mit dem F|n ^ 
amt  über die  Höhe des  Mietwerts   ^ 
selbstgenutzten Wohnung. Zahlreich   ^ 
tere Mitbürger, die nur deshalb be"     n 

nanzamt „verwaltet" werden, weil sie     . 
Nutzungswert ihres inzwischen ents er- 
deten Hauses zu versteuern haben,    ^ 
den nichts mehr mit dem Finanzarn ^ 
tun haben. Dies ist der Kernpunkt 
neuen Rechts. 
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Vertreter der 
^nationalen 
Demokratischen Union 
trafen sich in Bonn 

ln?gaul|f "Politische Ausschuß der 
UniIna,!ionalen Demokratischen 

"ion (IDU), dem weltweiten Zusam- 
tchl   tluB christlich-demokrati- 
parf.' Konservativer und liberaler 
,  £eien, hat am 11./12. Februar 1985 
" »onn sein Hri»A» T.ä« •~_ 
staltet. 

s©in drittes Treffen veran- 

•Vl2 M- Sitzun9en nahmen Vertreter von 
bera) 

Mlt9|'edsparteien, darunter der Li- 
chjSch

n Partei Australiens, der Österrei- 
°mus VolksPartei, Kansallien Koko- 
F=tppf a 

aus Fjnnland, der gaullistischen 
^sche SpFrankreich' der Liberal-Demokra- 
p*rteiNi arte' Japans- der Konservativen 
aus Sn rwe9ens. der Allianza Popular 
tei aus Qni6n' der Moderate Sämlings Par- 
tei GroiufhWeden- der Konservativen Par- 
Partei ltanniens- der Republikanischen 

der csuS den USA sowie der CDU und 

sehen A te"' Auf9abe des außenpoliti- 
nalen p usscnusses ist es, die intematio- 
dem ^ntwick|ungen zu beobachten und 
Mitnii0T

lnun9saustausch zwischen den 
ln ^

edsParteien zu dienen. 

den6^6^9 des ^»"hinderten Vorsitzen- 
den p S Fünrers der Australischen Libe- 
außenDoiv Andrew Peacock, leitete der 
partej A che sPrecher der Liberalen 
2ung pUstraliens, lan Macphee, die Sit- 
ben in L erk|ärte anschließend: „Wir ha- 
^ussichtGn vergan9enen zwei Tagen die 
Mittlereren fur eine Friedenslösung im 
Reform Hten' die Möglichkeit für eine 

aer UNESCO, den Einfluß, den die 

jüngsten Meinungsverschiedenheiten im 
ANZUSPAKT auf die westliche Sicherheit 
haben könnten, die tragische Lage der 
Menschen in Äthiopien und die deutsche 
Frage im Zusammenhang mit den Ost- 
West-Beziehungen beraten." 
Macphee kündigte an, daß die IDU in na- 
her Zukunft den Generaldirektor der 
UNESCO, Amadou Mahtar M'Bow, zu ei- 
nem Gespräch über die Lage dieser inter- 
nationalen Organisation einladen werde. 
Der außenpolitische Ausschuß der IDU 
äußerte sich besorgt über den gegenwär- 
tigen Zustand der UNESCO und äußerte 
die Hoffnung, daß zügig Maßnahmen er- 
griffen würden, um diese bedeutende in- 
ternationale Organisation zu reformieren 
und zu stärken. 
Der Ausschuß unterstützte die Kritik der 
Nationalpartei Neuseelands an dem An- 
laufverbot der Sozialistischen Regierung 
Neuseelands für amerikanische Kriegs- 
schiffe, die nicht ausdrücklich erklären, 
daß sie keine Atomwaffen an Bord haben. 
Diese Politik sei kurzsichtig und ein Ver- 
stoß gegen die Sicherheitsinteressen der 
Region. • 

Helmut Kohl und Norbert Blüm 
sprachen mit dem Reichsbund 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Bundes- 
arbeitsminister Norbert Blüm empfingen 
am 8. März 1985 das Präsidium des 
Reichsbundes der Kriegsopfer, Behinder- 
ten, Sozialrentner und Hinterbliebenen zu 
einem Gespräch, in dessen Mittelpunkt 
Fragen der Rentenversicherung, der 
Kriegsopferversorgung und des Schwer- 
behindertenrechts standen. 
Sie unterstrichen ihre gemeinsame Auf- 
fassung, daß die Sicherung der Arbeits- 
plätze und der Abbau der Arbeitslosigkeit 
eine vorrangige politische Aufgabe ist und 
waren sich einig, daß die Beschäftigungs- 
chancen Schwerbehinderter verbessert 
werden sollen. 
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ZITATE ZUR WAHL 

Diepgen, der alte und neue Regierende Bürger- 
meister, hat offenbar richtig argumentiert im 
Wahlkampf, indem er der Weizsäckerschen po- 
litischen Linie noch eine Komponente der Wirt- 
schaftspolitik hinzufügte.      DLF, 10. März 1985 

Die Berliner SPD ist am Ende. Sie muß ein 
neues Konzept finden, das die soziale Kompo- 
nente glaubhaft macht, nicht nur Leistung des 
Staates fordert, sondern auch Eigeninitiative 
des Bürgers. Die SPD in Berlin — einst Partei 
der Hoffnung — wurde bis in ihre Wahlaussa- 
gen hinein zur Partei der Hoffnungslosigkeit. 

DLF, 10. März 1985 

Das herausragende Ergebnis ist die verheeren- 
de Niederlage der Sozialdemokraten. Die De- 
mütigung der Berliner SPD wird vollends deut- 
lich, wenn man sich vor Augen führt, daß sie 
keinen einzigen Wahlkreis direkt mehr erobern 
konnte, auch nicht in ihren einstigen Hochbur- 
gen. DFS, 10. März 1985 

Der intelligente Partei-Rechte Apel in Berlin 
vernichtend geschlagen, der intelligente Partei- 
Linke Lafontaine in Saarbrücken vom Erfolg ge- 

krönt. Da stellen sich mit Personen auch W-. 
fragen für die SPD. DFS, 10. März l9 

Das erstaunlich günstige Abschneiden del''  j 
in Berlin und Saarbrücken ist für den Be ^ef\. 
der Bonner Koalition von unschätzbarem " 
Der wichtigste Test zur Bonner Halbzeit fiö 

falls scheint bestanden. Die FDP hat sich o" 
sichtlich erholt, steht als Partner und als Me 

heitsbeschaffer weiterhin zur Verfügung-     .«5 
WDR, 10. März 1» 

Der heutige Abend bedeutet so eine BeS\,j\ 
gung für den Kurs Kanzler Kohls, der imrner 
ein längerfristiges Bündnis mit den L&'Sl 
gesetzt hat. DLF, 10. März 1 

Wie sich die Zeiten ändern! Lafontaines R* 
gegen die Nachrüstung, gegen Raketen fuiuel- 
fast zum Rausschmiß einmal aus der SPD   ^ 
mut Schmidts. Aber Willy Brandt hat ihn * 
Enkel gemacht, als Hoffnung für eine neue'   6 
SPD. ZDF, 10. März 1^ 

Lafontaines Erfolg wird seine Wirkung aU 

Bundespartei nicht verfehlen. .*& 
WDR, 10. März1 

Jetzt müssen die Sozialdemokraten be^e'söp, 
ob sie das Wohl des Saarlandes mehren 
nen. Die Stahlkrise muß gelöst werden, °ie 

beitslosigkeit verringert werden. .ggS 
DFS, 10. März1 
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